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89 Verordnung 


zur Anderung der Poſtordnung. 
Vom 28. März 1934. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des § 50 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzblatt S. 347) 
wird die Poſtordnung der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 535) wie folgt 
geändert: i 

Artikel I 
Im $ 20 treten nachſtehende Anderungen ein: 
1. Im Abſ. I unter Ziffer 3 und im Abſ. XI unter Ziffer 2, 1. Unterabfatz, iſt ſtatt „der 
Wechſelordnung“ zu ſetzen: des Wechſelgeſetzes. 
2. Im Abſ. IV unter Ziffer 2 wird hinter „Wechſel“ eingefügt: 
den Vorzeigetag 
ſodann wird der letzte Satz geſtrichen und dafür geſetzt: 
Der in der Auftragskarte angegebene Vorzeigetag iſt für die Poſt maßgebend; 
3. Im Abſ. IV unter Ziffer 3 wird im 1. Satz des 1. Unterabſatzes hinter „Wechſelſumme“ 
unter Weglaſſen des Beiſtrichs angefügt: 
— bei Sicht⸗ und Nachſichtwechſeln mit Zinsklauſel neben der Wechſelſumme den Betrag 
der Zinſen, — 
4. Im Abſ. XI unter Ziffer 1 werden der 1. und 2. Satz des 2. Anterabſatzes durch folgende 
Faſſung erſetzt: 
Bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung wird auf Verlangen eine ſiebentägige Friſt gewährt, 
die vom Tage nach der erſten Vorzeigung oder nach dem erſten Vorzeigeverſuch an rechnet. 
Bei Poſtaufträgen zur Annahmeeinholung kann der Bezogene verlangen, daß ihm der 
Wechſel am Tage nach der erſten Vorlegung nochmals vorgelegt wird. Iſt die Einlöſungs⸗ 
oder die Annahmefriſt verlangt, ſo werden Poſtaufträge zur Geldeinziehung, falls ſie nicht 
vorher eingelöſt werden, am letzten Tage der ſiebentägigen Friſt, Poſtaufträge zur An⸗ 
nahmeeinholung am Werktage nach der erſten Vorlegung nochmals vorgezeigt und, wenn 
die Einlöſung oder die Annahmeerklärung verweigert wird, ſofort zurückgeſandt. 
5. Im Abſ. XI unter Ziffer 1 im 3. Unterabſatz werden die Worte „Die Einlöſungsfriſt wird 
nicht gewährt“ erſetzt durch: 
Die Einlöſungs⸗ oder die Annahmefriſt wird nicht gewährt 
6. Im Abſ. XI unter Ziffer 1 wird als neuer, letzter Unterabſatz hinzugefügt: 
Die Poſt prüft nicht, ob der Wechſelannehmer ſeiner Annahmeerklärung den Tag 
der Annahme oder der Vorlegung hinzufügen muß oder hinzugefügt hat. 
7. Im Abſ. XI unter Ziffer 2, 1. Unterabſatz erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 
Poſtproteſtaufträge — außer denen mit Sichtwechſeln — werden am erſten Werktage 
nach dem Zahlungstag zum erſten Male vorgezeigt und, wenn die Wechſelſumme nicht ge⸗ 
zahlt wird oder der Vorzeigeverſuch erfolglos bleibt, bei der Poſtanſtalt bis zum Schluſſe 
der Poſtſchalterſtunden zur Einlöſung des Wechſels bereit gehalten. 
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8. Im Abſ. XI unter Ziffer 2 wird zwiſchen dem 1. und 2. Unterabſatz (alſo hinter „erhoben.“ ) 
folgender neuer Unterabſatz hinzugefügt: 
Sichtwechſel werden an dem in der Auftragskarte angegebenen Tage und, wenn die 
nochmalige Vorzeigung verlangt wird, an dem auf die erſte Vorzeigung folgenden Werk⸗ 


tage vorgezeigt. Im übrigen gelten auch für Sichtwechſel die Vorſchriften des vorſtehenden 
Abſatzes. 


9. Im Abſ. XVII wird am Schluſſe folgendes hinzugefügt: 
Der Proteſt wird vor Ablauf der Vorlegungsfriſt erhoben; die Friſt rechnet vom 
Tage nach der Ausſtellung des Schecks an. Iſt der Scheck am letzten Tage der Friſt vor⸗ 
gelegt worden, ſo iſt der Proteſt noch am folgenden Werktage zuläſſig. 


Artikel ll | 
Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1934 in Kraft. 
Danzig, den 28. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Hoppenrath 


90 Berichtigung. 


In der Verordnung zur Abänderung des Richterwahlgeſetzes vom 16. März 1934 (G. Bl. S. 171) 
ſind folgende Fehler zu berichtigen: 5 


1. in Art. I Ziff. 1 muß es im Abſatz 1 des 8 1 ſtatt „der Handelsrichter“ lauten „die Han⸗ 
delsrichter“. 


2. in Art. I Ziff. 5 find im Abſatz 2 des 8 6 die Worte: „ſtändigen Hilfsrichter“ zu ſtreichen. 
Danzig, den 31. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
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